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Der Deutsche Bundestag hat die Petition am 9. Juli 2026 abschliefend beraten und

beschlossen:

Die Petition abzuschlieB3en,

- weil dem Anliegen iiberwiegend nicht entsprochen werden konnte.

Begriindung

Mit der Petition wird insbesondere gefordert, dass ausschlieBlich Juristinnen und
Juristen als Richterinnen und Richter am Bundesverfassungsgericht eingesetzt werden,
die zudem keiner Partei angehoren diirfen.

Zur Begriindung der Petition wird im Wesentlichen ausgefiihrt, eine gewisse Ndhe von
Richterinnen und Richtern des Bundesverfassungsgerichts zu Parteien kénne zu der
Besorgnis fiihren, dass es diesen an der notwendigen Unabhéngigkeit und Neutralitat
fehle. Den Bundesverfassungsrichtern miisse die gleiche Entscheidungsfreiheit wie
anderen Richtern zukommen. Im Sinne eines Eigeninitiativrechts sollte das
Bundesverfassungsgericht zudem selbst auf Verfassungsverstofe reagieren konnen.
Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten zu dem Vorbringen wird auf die Eingabe
verwiesen.

Dem Petitionsausschuss liegen zu diesem Thema mehrere Eingaben mit verwandter
Zielsetzung vor, die wegen des Sachzusammenhangs einer gemeinsamen
parlamentarischen Priifung unterzogen werden. Es wird um Verstdndnis gebeten, dass
nicht auf alle der vorgetragenen Aspekte im Einzelnen eingegangen werden kann.

Die Eingabe wurde als offentliche Petition auf der Internetseite des Petitionsausschusses
eingestellt. Sie wurde durch 103 Mitzeichnungen unterstiitzt. AuBlerdem gingen 16
Diskussionsbeitrdage ein.

Der Petitionsausschuss hat der Bundesregierung Gelegenheit gegeben, ihre Haltung zu

der Thematik darzulegen. Das Ergebnis der parlamentarischen Priifung lasst sich unter
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anderem unter Einbeziehung der seitens der Bundesregierung angefiihrten Aspekte wie
folgt zusammenfassen:

Der Petitionsausschuss stellt zunéchst klar, dass sich das Bundesverfassungsgericht
gemdl Artikel 93 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes (GG) in zwei Senate gliedert,
die aus Bundesrichtern und anderen Mitgliedern bestehen. In jeden Senat werden je zur
Hailfte vom Bundestag und Bundesrat acht Richter gewéhlt. Dies wird — nach Auffassung
des Ausschusses — in verfassungsrechtlich zulédssiger und sachgerechter Weise durch die
§§ 2 bis 10 des Gesetzes liber das Bundesverfassungsgericht (BVerfGG) konkretisiert.
Nach § 2 Absatz 3 Satz 1 BVerfGG sowie § 3 Absatz 2 Satz 1 BVerfGG miissen drei der
insgesamt acht Mitglieder jedes Senats aus der Zahl der Richter an den obersten
Gerichtshofen des Bundes gewidhlt werden und auch die iibrigen Senatsmitglieder die
Befdahigung zum Richteramt besitzen. Damit sind sie also, wie mit der Petition gefordert,
Juristen.

Hinsichtlich der Wahl der Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts weist der
Petitionsausschuss darauf hin, dass diese vom Grundgesetz ganz bewusst der
Willensbildung von Bundestag und Bundesrat anvertraut worden ist. Die Wahl der
Richter durch die gesetzgebenden Korperschaften trégt der Stellung des Gerichts als
Verfassungsorgan sowie seinen umfassenden Befugnissen — gerade im Bereich der
Normenkontrolle — Rechnung, indem es den Gerichtsmitgliedern durch die mittelbare
Riickbindung an den Volkswillen die notwendige demokratische Legitimation verleiht.
Gleichzeitig ist bei der Ausgestaltung des Wahlverfahrens der Bundesverfassungsrichter
durch verschiedene Mechanismen eine parteipolitische Beeinflussung der
Gerichtsbesetzung weitgehend begrenzt. Vor allem durch die Festschreibung des
Erfordernisses der Zweidrittelmehrheit in § 6 Absatz 1 BVerfGG fiir das Wahlverfahren
im Bundestag und in § 7 BVer{GG fiir das Verfahren im Bundesrat wird sichergestellt,
dass die Wahl des jeweiligen Bundesverfassungsrichters durch eine iiberparteiliche
Mehrheit getragen werden muss.

Artikel 97 GG verbiirgt zudem allen Richtern — und damit selbstverstidndlich auch den
Mitgliedern des Bundesverfassungsgerichts — sachliche und personliche
Unabhiéngigkeit. Fiir die Verfassungsrichterinnen und Verfassungsrichter schlieBt

Artikel 93 Absatz 3 GG die Wiederwahl der fiir eine Amtszeit von zwolf Jahres
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(langstens bis zur Altersgrenze) gewdhlten Bundesverfassungsrichter aus. Die einmal
gewdhlten Richterinnen und Richter sind damit nicht nur bei ihrer Amtsfithrung auf die
(weitere) Zustimmung derer, die sie gewdhlt haben, in keiner Weise angewiesen,
sondern auch wegen der von vornherein fehlenden Wiederwahlmdoglichkeit nicht in der
Versuchung, durch ihre Amtsfithrung den Wahlgremien gefallen zu wollen.

Die in der Petition zum Ausdruck kommende Befiirchtung, eine eventuell bestehende
Parteimitgliedschaft der Bundesverfassungsrichterinnen und -richter fiithre zu einer
Bestimmung des Gerichts durch die Politik und unterminiere dessen Unabhéngigkeit, ist
nach Auffassung des Petitionsausschusses daher unbegriindet und lisst sich im Ubrigen
auch empirisch nicht belegen. Einen Automatismus in dem Sinne, dass die
Parteizugehorigkeit das Entscheidungsverhalten bestimmt, gibt es nicht. Dazu tragt auch
die kollektive Entscheidungsfindung im Bundesverfassungsgericht zusétzlich bei, denn
die Richter miissen einander in der Senatsberatung mit Sachargumenten iiberzeugen.
Gerade das Bundesverfassungsgericht hat deshalb in weltanschaulich schwierigen und
ethisch hoch umstrittenen Fragen seine Unabhéngigkeit immer wieder durch Augenmal
und nicht zuletzt durch Distanz zum politischen Geschiéft der Parteien bewiesen.

Auch die mit der Petition vorgetragene weitere Forderung, das
Bundesverfassungsgericht solle selbst auf VerfassungsverstoBe reagieren kénnen, vermag
der Petitionsausschuss nicht zu unterstiitzen. Ein solches ,,Selbstbefassungsrecht”
stiinde mit dem in Artikel 92 GG vorgegebenen Gerichtscharakter des
Bundesverfassungsgerichts nicht im Einklang. Es ist typisch fiir ein Gericht, dass es
anders als Aufsichtsbehorden nicht von sich aus aktiv werden soll, sondern
grundsétzlich erst auf eine Initiative von ,,aulen* hin — also auf Antrag, Beschwerde etc.
— tatig wird.

AbschlieBend stellt der Petitionsausschuss fest, dass dem mit der Petition vorgetragenen
Anliegen, die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts miissten die Befdhigung zum
Richteramt haben, durch Regelungen im BVerfGG bereits vollumfinglich Rechnung
getragen wird. Auch im Ubrigen hilt der Petitionsausschuss die geltende Rechtslage fiir
sachgerecht und vermag sich vor dem Hintergrund des Dargelegten nicht fiir eine

Gesetzesdnderung im Sinne der Petition auszusprechen.
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Der Petitionsausschuss empfiehlt daher, das Petitionsverfahren abzuschliefen, weil dem

Anliegen tiberwiegend nicht entsprochen werden konnte.



	Aktenzeichen: Pet 4-20-07-1051-037178
	Begründung


